Amt für Jugend und Familie, -Jugendamt Bielefeld-, Fachstelle Kinderschutz 510.315, 
Yanar/Stänicke, 6054/8006, 01.12.2020
Betreff: 

Kooperationsvereinbarungen zum Schutz von Kindern und Jugendlichen zwischen dem Schulamt für die Stadt Bielefeld - untere staatliche Schulaufsichtsbehörde für den Bereich der Grundschulen und der Förderschulen, den Trägern der offenen Ganztagsangebote an Grundschulen, dem Dezernat für Schule/Bürger/Kultur und dem Dezernat Soziales 
§ 42 Abs. 6 Schulgesetz NRW sowie § 8a im Kinder- und Jugendhilfegesetz (SGB VIII) verpflichten sowohl die Institution Schule als auch die Träger der Jugendhilfe und die Jugendämter dazu, jedem Hinweis auf eine Kindeswohlgefährdung nachzugehen. Mit Inkrafttreten des Bundeskinderschutzgesetzes zum 01.01.2012 wurde zudem die Kooperation zwischen Schulen und Jugendämtern im Rahmen des Kinderschutzes gesetzlich verankert.
Am 06.03.2012 und am 26.10.2012 wurden daraufhin zwischen den oben genannten Beteiligten Kooperationsvereinbarungen zum Schutz von Kindern und Jugendlichen erarbeitet und verbindlich für alle Bielefelder Grund- und Förderschulen abgeschlossen.

Die Vereinbarungen beschreiben Verfahrenswege der Zusammenarbeit und bieten einen Handlungsleitfaden in Fällen, in denen in den Schulen Anhaltspunkte für eine Kindeswohlgefährdung erkannt oder bekannt werden.

Auf der Grundlage der gesammelten Erfahrungen im Umgang mit der Kooperationsvereinbarung wurde 2017 gemeinsam mit dem Schulamt die Vereinbarung zum besseren Verständnis der Vorgehensweisen des Jugendamtes ergänzt. Hierbei sind die Anlagen 6 und 7 zur Kooperationsvereinbarung entwickelt worden.
Mit den weiterführenden Schulen der Sekundarstufen 1 und 2 besteht bisher keine Kooperationsvereinbarung zum Schutz von Kindern und Jugendlichen. Für die weiterführenden Schulen steht das Dokument „Meldebogen Jugendamt“ zur Verfügung. Mit diesem Meldebogen kann die Schule dem Jugendamt sowohl einen Unterstützungsbedarf als auch eine Kindeswohlgefährdung mitteilen.
Insofern Fachkräfte (Schulsozialarbeit und Lehrkräfte) der weiterführenden Schulen für ihren Bereich auch eine Kooperation analog der Grund- und Förderschulen wünschen oder als erstrebenswert ansehen, besteht die Möglichkeit, über die jeweiligen Schulleitungen und zuständigen Schulräte, eine entsprechende Kooperation zu initiieren.
Gez.
i.A.
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